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366. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
28. Juni 1983 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens zur Bekämpfung der
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahr-

zeugen vom 16. Dezember 1970

Nach Mitteilungen der Regierungen der Verei-
nigten Staaten von Amerika, des Vereinigten
Königreiches von Großbritannien und Nordirland
und der Sowjetunion haben folgende weitere Staa-
ten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Übereinkommen zur Bekämpfung der widerrechtli-
chen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen (BGBl.
Nr. 249/1974, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 259/1979) hinterlegt:

Staaten Datum der Hinterlegung
der Ratifikations-

bzw. Beitrittsurkunde

Mauretanien 1. November 1978
Gambia 28. November 1978
Botswana 28. Dezember 1978
Sudan 18. Jänner 1979
Togo 9. Feber 1979
Guatemala 16. Mai 1979
Kuwait 25. Mai 1979
Bolivien 18. Juli 1979
Afghanistan 29. August 1979
Sozialistische

Republik Vietnam 17. September 1979
Syrien 10. Juli 1980
China 10. September 1980
Katar 26. August 1981
Vereinigte Arabische

Emirate 14. April 1981
Tunesien 16. November 1981
Liberia 1. Feber 1982
Indien 12. November 1982
Mauritius 25. April 1983
Koreanische Demokrati-

sche Volksrepublik 28. April 1983

Suriname hat am 27. Oktober 1978 die Erklä-
rung hinterlegt, sich auch nach Erlangung der
Unabhängigkeit an dieses Übereinkommen gebun-
den zu erachten.

Das Vereinigte Königreich hat mit Wirksamkeit
vom 15. Dezember 1982 den Geltungsbereich des
Übereinkommens auf Anguilla ausgedehnt.

Dänemark hat mit Wirksamkeit vom 1. Juni
1980 den anläßlich der Ratifikation erklärten Vor-
behalt betreffend die Nichtanwendung des Über-
einkommens auf die Färöer-Inseln und Grönland
zurückgezogen.

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde
Vorbehalte erklärt: gemäß Art. 12 Abs. 2:

Syrien, China, Katar und Indien, Koreanische
Demokratische Volksrepublik;

Sozialistische Republik Vietnam:

„Jede beliebige Meinungsverschiedenheit zwi-
schen den Vertragsstaaten betreffend die Ausle-
gung oder Anwendung des gegenständlichen Über-
einkommens kann dem Internationalen Gerichtshof
nur mit Zustimmung dieser Staaten bei jeder kon-
kreten Meinungsverschiedenheit übergeben wer-
den."

Tunesien:

„Der folgende Vorbehalt betrifft den 2. Satz des
Art. 12 Abs. 1 der Haager Konvention: ,Die Strei-
tigkeit wird dem Internationalen Gerichtshof mit
Zustimmung aller Streitparteien unterbreitet wer-
den können.' "

Sinowatz
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367.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ZUSATZABKOMMEN

zum Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und dem Fürstentum Liechtenstein über
die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse vom

H.Jänner 1976*)

Die Republik Österreich und das Fürstentum
Liechtenstein sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Der Artikel 1 Absatz 1 und 2 des Abkommens
zwischen der Republik Österreich und dem Für-
stentum Liechtenstein über die Gleichwertigkeit der
Reifezeugnisse findet auch auf folgende Zeugnisse
Anwendung:

a) Maturitätszeugnisse des Matura-Typus E,
erworben am Liechtensteinischen Gymna-
sium, gleichwertig mit den in Österreich
erworbenen Reifezeugnissen eines Neu-
sprachlichen Gymnasiums (ohne Latein);

b) Diplome des Abendtechnikums Vaduz,
gleichwertig mit den in Österreich erworbe-
nen Reifezeugnissen einer Höheren techni-
schen und gewerblichen Lehranstalt.

Artikel 2

(1) Der Artikel 1 Absatz 1 und 2 des Abkom-
mens zwischen der Republik Österreich und dem
Fürstentum Liechtenstein über die Gleichwertigkeit
der Reifezeugnisse findet auch auf jene Reifezeug-
nisse Anwendung, die nicht an einer höheren
Schule der Vertragsstaaten erworben wurden,
denen aber die Regierung des Fürstentums Liech-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 434/1977

tenstein dieselbe rechtliche Wirkung zuerkennt,
welche die am Liechtensteinischen Gymnasium
erworbenen Reifezeugnisse des Matura-Typus B
oder des Matura-Typus E beziehungsweise die
Diplome des Abendtechnikums Vaduz haben.

(2) Der Absatz 1 des Artikels 2 dieses Zusatzab-
kommens findet nur auf Staatsangehörige der Ver-
tragsstaaten Anwendung.

Artikel 3

(1) Dieses Zusatzabkommen bedarf der Ratifika-
tion und tritt am ersten Tag des dritten Monats, der
dem Austausch der Ratifikationsurkunden folgt, in
Kraft.

(2) Dieses Zusatzabkommen wird auf unbe-
grenzte Dauer abgeschlossen. Es tritt außer Kraft,
wenn das Abkommen zwischen der Republik
Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein über
die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse, unter-
zeichnet in Wien am 14. Jänner 1976, außer Kraft
tritt.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten Bevoll-
mächtigten das vorliegende Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Vaduz, am 12. November 1982, in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Willibald Pahr m. p.

Für das Fürstentum Liechtenstein:

Hans Brunhart m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 9. Juni 1983 ausgetauscht; das Zusatzabkommen tritt gemäß seinem Art. 3 Abs. 1 am
1. September 1983 in Kraft.

Sinowatz

368.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Notenwechsel wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Regierung der Repu-
blik Österreich und der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland über die Anerken-
nung von Gleichwertigkeiten im Hochschulbe-

reich samt Notenwechsel

Die Regierung der Republik Österreich und die
Regierung der Bundesrepublik Deutschland —

im Geiste der freundschaftlichen Beziehungen
zwischen den beiden Staaten,

in der Absicht, den Austausch auf dem Gebiete
der Wissenschaften und die Zusammenarbeit im
Hochschulbereich zu fördern,

in dem Wunsche, den Studierenden beider Staa-
ten die Aufnahme oder die Fortführung des Stu-
diums im jeweils anderen Staat zu erleichtern,

im Bewußtsein der in beiden Staaten im Bereich
des Hochschulwesens und der Hochschulausbil-
dung bestehenden Gemeinsamkeiten —
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haben hinsichtlich der Anerkennung von Stu-
dienzeiten und Studienleistungen zum Zwecke des
Weiterstudiums im Hochschulbereich und über die
Führung akademischer und sonstiger Hochschul-
grade folgendes vereinbart:

Artikel 1

In diesem Abkommen bedeutet
— der Ausdruck „Hochschule" alle Universitä-

ten und Hochschulen, denen in der Republik
Österreich und in den Ländern der Bundesre-
publik Deutschland gesetzlich Hochschul-
charakter zuerkannt wird und die berechtigt
sind, den Doktorgrad zu verleihen, oder an
denen Studien mit einem akademischen Grad
oder mit einer Staatsprüfung abgeschlossen
werden können;

— der Ausdruck „akademischer Grad" jenen
Diplomgrad oder sonstigen Hochschulgrad,
der von einer Hochschule als Abschluß eines
Studiums verliehen wird;

— die Bezeichnung „Prüfung" beziehungsweise
„Staatsprüfung" sowohl Abschlußprüfungen
eines Studiums als auch Zwischenprüfungen
oder andere Formen von Teilprüfungen
innerhalb eines Studiums an einer Hoch-
schule.

Artikel 2

(1) Einschlägige Studien in der Bundesrepublik
Deutschland werden auf Antrag in dem Umfang
auf ein Studium in der Republik Österreich ange-
rechnet und Prüfungen anerkannt, in welchem sie
an einer Hochschule in der Bundesrepublik
Deutschland angerechnet beziehungsweise aner-
kannt wurden.

(2) Einschlägige Studien in der Republik Öster-
reich werden auf Antrag in dem Umfang auf ein
Studium in der Bundesrepublik Deutschland ange-
rechnet und Prüfungen anerkannt, in welchem sie
an einer Hochschule in der Republik Österreich
angerechnet beziehungsweise anerkannt wurden.

(3) Bei der Zulassung zu Staatsprüfungen gelten
die in diesem Abkommen vorgesehenen Anrech-
nungen und Anerkennungen nach Maßgabe des
innerstaatlichen Prüfungsrechts.

Artikel 3

Akademische Grade und Zeugnisse über Staats-
prüfungen berechtigen den Inhaber im Hinblick auf
ein weiterführendes Studium oder ein weiteres Stu-
dium an den Hochschulen des jeweils anderen
Staates zu diesen Studien ohne Zusatz- oder
Ergänzungsprüfungen, wenn und insoweit der
Inhaber dieser akademischen Grade beziehungs-
weise des Zeugnisses über die Staatsprüfung im

Staate der Verleihung zum weiterführenden Stu-
dium oder zu dem weiteren Studium ohne Zusatz-
oder Ergänzungsprüfungen berechtigt ist.

Artikel 4

(1) Der Inhaber eines Doktorgrades oder eines
akademischen Grades, der unmittelbar zur Auf-
nahme eines Doktorstudiums/Doktoratsstudiums
berechtigt, hat das Recht, diesen in der Form zu
führen, wie er im Staate der Verleihung auf Grund
der gesetzlichen Bestimmungen geführt werden
darf.

(2) Der Inhaber eines anderen akademischen
Grades ist berechtigt, diesen in der Form zu führen,
wie er im Staate der Verleihung auf Grund der
gesetzlichen Bestimmungen geführt werden darf,
unter Angabe der Hochschule, die ihn verliehen
hat.

Artikel 5

Dieses Abkommen findet nur auf Angehörige
der beiden Staaten Anwendung. Wer Angehöriger
eines der beiden Staaten ist, bestimmt sich nach
dem Recht dieses Staates.

Artikel 6

(1) Für die Beratung aller Fragen, die sich aus
diesem Abkommen ergeben, wird eine Ständige
Expertenkommission eingesetzt, die aus je vier von
den beiden Staaten zu nominierenden Mitgliedern
besteht. Die Liste der Mitglieder wird dem jeweils
anderen Staat auf diplomatischem Wege übermit-
telt werden.

(2) Die Ständige Expertenkommission wird auf
Wunsch eines der beiden Staaten zusammentreten.
Der Tagungsort wird jeweils auf diplomatischem
Wege vereinbart werden.

Artikel 7

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Regierung der Repu-
blik Österreich innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten dieses Abkommens eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel 8

Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des drit-
ten Monats nach dem Monat in Kraft, in welchem
die beiden Staaten einander schriftlich auf diploma-
tischem Wege mitgeteilt haben, daß die jeweiligen
innerstaatlichen Erfordernisse für das Inkrafttreten
erfüllt sind.
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Zu Urkund dessen haben die gefertigten Bevoll-
mächtigten das vorliegende Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Bonn, am 19. Januar 1983 in zwei
Urschriften.

Für die Regierung der Republik Österreich:

Dr. Franz Pein m. p.

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land:

Dr. Hans Werner Lautenschlager m. p.

DER STAATSSEKRETÄR
IM AUSWÄRTIGEN AMT

Bonn, den 19. Januar 1983

Herr Botschafter,

ich beehre mich, Ihnen im Namen der Regierung
der Bundesrepublik Deutschland und unter Bezug-
nahme auf das heute unterzeichnete Abkommen
zwischen der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland und der Regierung der Republik
Österreich über die Anerkennung von Gleichwer-
tigkeiten im Hochschulbereich folgende ergän-
zende Vereinbarung vorzuschlagen:

1. Die in dem Abkommen erwähnten Anerken-
nungen und Anrechnungen werden zum
Zwecke eines weiteren beziehungsweise wei-
terführenden Studiums gewährt.

2. Der Gegenstand des Abkommens über die
Anerkennung von Gleichwertigkeiten im
Hochschulbereich besteht darin, die Vorbil-
dungsvoraussetzungen für eine Zulassung zu
einem Studium in den Prüfungsbegriffen der
beiden Vertragsparteien festzulegen. Das
Abkommen über die Anerkennung von
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich
gewährt folglich Befreiungen vom Nachweis
der erwähnten Vorbildungsvoraussetzungen
nur zum Zwecke eines weiteren beziehungs-
weise weiterführenden Studiums. Die Aner-
kennung der Gleichwertigkeit führt nicht zur
Verleihung des Diploms, des Grades oder des
Zeugnisses, von deren Nachweis befreit wird.
Die nach den Rechtsvorschriften der beiden
Vertragsparteien für die Zulassung zu Studien
und Studienabschnitten geltenden allgemei-
nen und besonderen Zulassungsvoraussetzun-
gen, wie Zulassungsbeschränkungen und ähn-
liches, werden durch das Abkommen über die
Anerkennung von Gleichwertigkeiten im
Hochschulbereich nicht berührt.

3. Das Abkommen über die Anerkennung von
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich
umfaßt nicht den effectus civilis. Nach
Abschluß dieses Abkommens werden beide
Vertragsparteien prüfen, inwieweit Fragen
des effectus civilis in einem besonderen
Abkommen geregelt werden können.

4. Die Anrechnung einschlägiger Studien und
die Anerkennung von Prüfungen setzen vor-
aus, daß die Anrechnung beziehungsweise
Anerkennung von einer Hochschule ausge-
sprochen ist, die der Hochschule entspricht,
an der das Studium fortgesetzt werden soll.

5. Im Hinblick auf die Besonderheit der Studien,
die mit einer Staatsprüfung abschließen, wer-
den gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Abkom-
mens Studienzeiten nur angerechnet und Prü-
fungen nur anerkannt nach Maßgabe des
jeweiligen innerstaatlichen Prüfungsrechts.

6. Die Verbindlichkeit des Abkommens über die
Anerkennung von Gleichwertigkeiten im
Hochschulbereich auf deutscher Seite ist auf
Grund der Zuständigkeitsverteilung zwischen
dem Bund, den Ländern und den Hochschu-
len wie folgt gegeben:
a) Soweit für Entscheidungen auf Grund die-

ses Abkommens staatliche Stellen zustän-
dig sind, gilt das Abkommen unmittelbar.

b) Soweit die Hochschulen für die Entschei-
dung zuständig sind, gilt dieses Abkom-
men als Empfehlung. Es gilt unmittelbar,
wenn in die jeweilige Prüfungsordnung
die Bestimmung des § 6 Absatz 2 Satz 3
der „Allgemeinen Bestimmungen für
Diplomprüfungsordnungen" („Für die
Gleichwertigkeit von Studienzeiten und
Studienleistungen an ausländischen Hoch-
schulen sind die von der Ständigen Konfe-
renz der Kultusminister und der West-
deutschen Rektorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen maßgebend")
übernommen worden ist.

7. In Schleswig-Holstein kann ein ausländischer
akademischer Grad nur in Originalform unter
Angabe der verleihenden Hochschule geführt
werden.

8. Diese ergänzende Vereinbarung gilt auch für
das Land Berlin, sofern nicht die Regierung
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber
der Regierung der Republik Österreich inner-
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten die-
ser Vereinbarung eine gegenteilige Erklärung
abgibt.

Falls sich die Regierung der Republik Österreich
mit den oben angegebenen Vorschlägen einverstan-
den erklärt, werden diese Note und die das Einver-
ständnis ausdrückende Note Eurer Exzellenz eine
Vereinbarung zwischen unseren beiden Regierun-
gen bilden, die zusammen mit dem Abkommen, das
durch diese Vereinbarung ergänzt werden soll, in



146. Stück — Ausgegeben am 14. Juli 1983 — Nr. 368 1753

Kraft tritt und einen integrierenden Bestandteil die-
ses Abkommens bildet.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die Versiche-
rung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Hans Werner Lautenschlager m. p.

Staatssekretär

Seiner Exzellenz
dem Botschafter der Republik Österreich
Herrn Dr. Franz PEIN
Bonn

DER ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFTER
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Bonn, den 19. Januar 1983

Herr Staatssekretär!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom heutigen Tage zu bestätigen, das folgenden
Wortlaut hat:

„Herr Botschafter,

ich beehre mich, Ihnen im Namen der Regierung
der Bundesrepublik Deutschland und unter Bezug-
nahme auf das heute unterzeichnete Abkommen
zwischen der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland und der Regierung der Republik
Österreich über die Anerkennung von Gleichwer-
tigkeiten im Hochschulbereich folgende ergän-
zende Vereinbarung vorzuschlagen:

1. Die in dem Abkommen erwähnten Anerken-
nungen und Anrechnungen werden zum
Zwecke eines weiteren beziehungsweise wei-
terführenden Studiums gewährt.

2. Der Gegenstand des Abkommens über die
Anerkennung von Gleichwertigkeiten im
Hochschulbereich besteht darin, die Vorbil-
dungsvoraussetzungen für eine Zulassung zu
einem Studium in den Prüfungsbegriffen der
beiden Vertragsparteien festzulegen. Das
Abkommen über die Anerkennung von
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich
gewährt folglich Befreiungen vom Nachweis
der erwähnten Vorbildungsvoraussetzungen
nur zum Zwecke eines weiteren beziehungs-
weise weiterführenden Studiums. Die Aner-
kennung der Gleichwertigkeit führt nicht zur
Verleihung des Diploms, des Grades oder des
Zeugnisses, von deren Nachweis befreit wird.
Die nach den Rechtsvorschriften der beiden
Vertragsparteien für die Zulassung zu Studien
und Studienabschnitten geltenden allgemei-
nen und besonderen Zulassungsvoraussetzun-

gen, wie Zulassungsbeschränkungen und ähn-
liches, werden durch das Abkommen über die
Anerkennung von Gleichwertigkeiten im
Hochschulbereich nicht berührt.

3. Das Abkommen über die Anerkennung von
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich
umfaßt nicht den effectus civilis. Nach
Abschluß dieses Abkommens werden beide
Vertragsparteien prüfen, inwieweit Fragen
des effectus civilis in einem besonderen
Abkommen geregelt werden können.

4. Die Anrechnung einschlägiger Studien und
die Anerkennung von Prüfungen setzen vor-
aus, daß die Anrechnung beziehungsweise
Anerkennung von einer Hochschule ausge-
sprochen ist, die der Hochschule entspricht,
an der das Studium fortgesetzt werden soll.

5. Im Hinblick auf die Besonderheit der Studien,
die mit einer Staatsprüfung abschließen, wer-
den gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Abkom-
mens Studienzeiten nur angerechnet und Prü-
fungen nur anerkannt nach Maßgabe des
jeweiligen innerstaatlichen Prüfungsrechts.

6. Die Verbindlichkeit des Abkommens über die
Anerkennung von Gleichwertigkeiten im
Hochschulbereich auf deutscher Seite ist auf
Grund der Zuständigkeitsverteilung zwischen
dem Bund, den Ländern und den Hochschu-
len wie folgt gegeben:
a) Soweit für Entscheidungen auf Grund die-

ses Abkommens staatliche Stellen zustän-
dig sind, gilt das Abkommen unmittelbar.

b) Soweit die Hochschulen für die Entschei-
dung zuständig sind, gilt dieses Abkom-
men als Empfehlung. Es gilt unmittelbar,
wenn in die jeweilige Prüfungsordnung
die Bestimmung des § 6 Absatz 2 Satz 3
der „Allgemeinen Bestimmungen für
Diplomprüfungsordnungen" („Für die
Gleichwertigkeit von Studienzeiten und
Studienleistungen an ausländischen Hoch-
schulen sind die von der Ständigen Konfe-
renz der Kultusminister und der West-
deutschen Rektorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen maßgebend")
übernommen worden ist.

7. In Schleswig-Holstein kann ein ausländischer
akademischer Grad nur in Originalform unter
Angabe der verleihenden Hochschule geführt
werden.

8. Diese ergänzende Vereinbarung gilt auch für
das Land Berlin, sofern nicht die Regierung
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber
der Regierung der Republik Österreich inner-
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten die-
ser Vereinbarung eine gegenteilige Erklärung
abgibt.
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Falls sich die Regierung der Republik Österreich
mit den oben angegebenen Vorschlägen einverstan-
den erklärt, werden diese Note und die das Einver-
ständnis ausdrückende Note Eurer Exzellenz eine
Vereinbarung zwischen unseren beiden Regierun-
gen bilden, die zusammen mit dem Abkommen, das
durch diese Vereinbarung ergänzt werden soll, in
Kraft tritt und einen integrierenden Bestandteil die-
ses Abkommens bildet.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die Versiche-
rung meiner ausgezeichneten Hochachtung."

Ich beehre mich, Ihnen zu bestätigen, daß die
Regierung der Republik Österreich mit dem Inhalt
Ihres Schreibens einverstanden ist.

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, die Versi-
cherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Franz Pein m. p.

Botschafter
An den
Staatssekretär im Auswärtigen Amt
Herrn Dr. Hans Werner LAUTENSCHLAGER
B o n n

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Art. 8 vorgesehenen Mitteilung wurde vom Bundespräsidenten
unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 8 am
1. September 1983 in Kraft.

Sinowatz


